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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Heilbronn vom 13.04.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist HÃ¶he des Grades der Behinderung (GdB) des
KlÃ¤gers streitig.

Nachdem der 1970 geborene KlÃ¤ger im Dezember 2014 in eine tÃ¤tliche
Auseinandersetzung verwickelt worden war, beantragte er mit Erstantrag vom
07.07.2015 die Feststellung seines GdB und verwies zur BegrÃ¼ndung auf eine
Distraktionsverletzung der HalswirbelkÃ¶rper (HWK) 4/5 mit Bogenwurzelfraktur
HWK 4 und Korpusfraktur HWK 5 nach einer auf dem RÃ¼ckweg von der Arbeit sich
ereigneten â��Gewalttatâ��, einen Bandscheibenvorfall, einen operierten
Narbenbruch und eine depressive StÃ¶rung.
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Der Beklagte zog daraufhin medizinische Unterlagen der fÃ¼r den KlÃ¤ger
zustÃ¤ndigen Berufsgenossenschaft Holz und Metall (BGHM) bei, die die
Zwischenberichte des Facharztes L, vom 11.06.2015, vom 23.06.2015 und vom
01.07.2015 (Diagnosen jeweils: Commotio cerebri, Distraktionsverletzung HWK 4/5
mit Bogenwurzelfraktur HWK 4 und Korpusfraktur HWK 5, postoperativ klinisches
Wurzelkompressionssyndrom C 5 links), den â��AusfÃ¼hrlichen
Krankheitsberichtâ�� der W/K vom 18.06.2015 (Diagnosen: Z.n.
Distraktionsverletzung HWK 4/5 mit Bogenwurzelfraktur HWK 4 und Korpusfraktur
HWK 5, Z.n. ventraler Spondylodese mit BandscheibenausrÃ¤umung HWK 4/5 und
Spaninterposition vom Beckenkamm, ventrale winkelstabile Plattenspondylodese
HWK 3 auf HWK 6 am 22.12.2014, persistierende Schmerzausstrahlung in die linke
Schulter und BewegungsunfÃ¤higkeit derselben) und den â��AusfÃ¼hrlichen
Krankheitsberichtâ�� der V/K-M vom 13.07.2015 (Diagnosen: Z.n.
Distraktionsverletzung HWK 4/5 mit Bogenwurzelfraktur HWK 4 und Korpusfraktur 5,
Z.n. ventraler Spondylodese mit BandscheibenausrÃ¤umung HWK 4/5 und
Spaninterposition vom Beckenkamm, ventrale winkelstabile Plattenspondylodese
HWK 3 auf HWK 6 am 22.12.2014, Deltoideusparese links mit Remission bei
Verdacht auf cervicale NervenwurzellÃ¤sion C 5 links, depressive Unfallreaktion)
Ã¼bersandte.

Zudem holte der Beklagte einen Befundschein des den KlÃ¤ger behandelnden S
vom 14.12.2016 (Diagnosen: Z.n. Commotio cerebri, Z.n. Distraktionsverletzung
HWK 4/5 mit Bogenwurzelfraktur HWK 4 und Korpusfraktur HWK 5, postoperatives
klinisches Wurzelkompressionssyndrom C 5 links, Partialruptur der SSP, mediale
Luxation der langen Bicepssehne mit Teilruptur der Subscapularissehne, reaktive
Depression) ein, dem zudem die Zwischenberichte des L vom 13.01.2016, vom
27.01.2016, vom 10.02.2016, vom 17.05.2016, vom 24.06.2016 und vom
11.10.2016 beigefÃ¼gt waren.

Der Beklagte holte daraufhin die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des M vom
04.03.2017 ein, demzufolge der Gesamt-GdB unter BerÃ¼cksichtigung folgender
FunktionseinschrÃ¤nkungen 10 betrage:
Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, verheilte WirbelbrÃ¼che: Einzel-GdB 10,
Seelische StÃ¶rung: Einzel-GdB 10,
Funktionsbehinderung des linken Schultergelenks: Einzel-GdB 10.

Im Anschluss an diese Stellungnahme lehnte der Beklagte mit Bescheid vom
08.03.2017 die Feststellung des GdB ab. Eine Feststellung sei nach Â§ 69 Abs. 1
SGB IX nicht zu treffen, weil die geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rungen keinen
GdB von wenigstens 20 bedingten.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen am 24.03.2017 erhobenen Widerspruchs
fÃ¼hrte der KlÃ¤ger im Wesentlichen aus, er begehre die Feststellung eines GdB
von mindestens 50. Er leide unter erheblichen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den, die mit
einem Wurzelkompressionssyndrom einhergingen, was mindestens einen GdB von
20 rechtfertige. Infolge der Verletzung der HalswirbelsÃ¤ule leide er unter
regelmÃ¤Ã�igen Kopfschmerzen. Ebenso seien seine Schulterbeschwerden links mit
einem GdB von mehr als 10 zu bewerten, weil zusÃ¤tzlich zu der
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BewegungseinschrÃ¤nkung eine deutliche Kraftminderung zu berÃ¼cksichtigen sei
und er an der Schulter einen Nervenschaden erlitten habe. Auch habe er wegen
einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung (PTBS) und einer Depression
eineinhalb Jahre in psychologischer Behandlung bei S1 gestanden und beabsichtige,
sich erneut in psychologische Behandlung zu begeben, weshalb auch insoweit ein
GdB von mindestens 20 festzustellen sei. Zudem trete bei ihm immer wieder ein
Krampf im linken Zeh auf.

Der Beklagte forderte daraufhin weitere medizinische Unterlagen der BGHM an, die
sodann den Zwischenbericht des L1 vom 16.12.2016 Ã¼bersandte, der die
Diagnosen Commotio cerebri, Distraktionsverletzung HWK 4/5 mit
Bogenwurzelfraktur HWK 4 und Korpusfraktur HWK 5, postoperativ klinisches
Wurzelkompressionssyndrom C 5 links, Partialruptur der SSP (vorderer
SehnenzÃ¼gel) sowie mediale Luxation der langen Bicepssehne mit Teilruptur der
Subscapularissehne mit geringer FlÃ¼ssigkeit im Rotatorenintervall (Pulley-LÃ¤sion)
nach MRT-Diagnostik vom 13.08.2015 nannte.

Zudem forderte der Beklagte den Befundbericht der S1 vom 16.09.2017 an, die
Ã¼ber die in der Zeit vom 05.10.2015 bis zum 02.02.2017 erfolgte Behandlung
berichtete und die Diagnosen PTSD und AnpassungsstÃ¶rung bezÃ¼glich
verÃ¤nderter kÃ¶rperlicher EinschrÃ¤nkungen und Schmerzen nach dem Vorfall
angab.

Der Beklagte holte sodann die Stellungnahme der S2 vom 03.01.2018 ein, die bei
im Ã�brigen unverÃ¤nderter Bewertung die â��Funktionsbehinderung der
WirbelsÃ¤ule, verheilte WirbelbrÃ¼cheâ�� mit einem Einzel-GdB von 20 bewertete
und eine Anhebung des Gesamt-GdB auf 20 empfahl.

Mit Widerspruchsbescheid vom 30.01.2018 gab der Beklagte dem Widerspruch
teilweise statt und stellte beim KlÃ¤ger einen GdB von 20 ab dem 07.07.2015 fest.
Den weitergehenden Widerspruch wies er zurÃ¼ck.

Zur BegrÃ¼ndung seiner deswegen am 08.02.2018 zum Sozialgericht Heilbronn
(SG) erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein Begehren, die Feststellung eines GdB
von 50, weiterverfolgt. ErgÃ¤nzend zu seinem bisherigen Vorbringen hat er
ausgefÃ¼hrt, seine unfallbedingten Kopfschmerzen fÃ¼hrten zu
KonzentrationsstÃ¶rungen. Er kÃ¶nne nicht mehr am alltÃ¤glichen Leben
teilnehmen und ziehe sich zurÃ¼ck. Zudem leide er aufgrund der andauernden
Schmerzen unter SchlafstÃ¶rungen. Zur weiteren BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger
eine Ã¤rztliche Stellungnahme der G vom 18.07.2018, eine Empfehlung der G zur
DurchfÃ¼hrung einer ambulanten Psychotherapie vom 03.07.2018, ein Attest des P
vom 14.09.2018 und den Zwischenbericht des L vom 21.01.2015 zur Akte gereicht.

Das SG hat einen aktuellen Befund derÂ  S1 eingeholt sowie P und G als
sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt.

S1 hat unter dem 12.10.2018 ausgefÃ¼hrt, die letzte psychotherapeutische Sitzung
habe am 18.03.2016 stattgefunden.
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G hat in ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 22.10.2018 angegeben, sie
habe beim KlÃ¤ger eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig
mittelgradige Episode und eine mittelgradig ausgeprÃ¤gte PTBS diagnostiziert.

P hat unter dem 23.10.2018 angegeben, der KlÃ¤ger leide an einem seit 2015
nachgewiesenen Bandscheibenvorfall L5/S1 links, einem chronischen
HalswirbelsÃ¤ulen (HWS)-Syndrom nach HWK-4/5-Bogenwurzelfraktur,
Korpusfraktur HWK 5 und Commotio cerebri sowie einem chronischen Impingement
subacromialis links. Mit dem GdB von 20 fÃ¼r die WirbelsÃ¤ulen- und
Schulterbeschwerden stimme er Ã¼berein. Mit seiner sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussage hat er den vorlÃ¤ufigen stationÃ¤ren Zwischenbericht des L vom
31.12.2014 vorgelegt.

Sodann hat das SG Â das medizinische SachverstÃ¤ndigengutachten bei T
(Hauptgutachter) und S3 (Zusatzgutachter) eingeholt.

Â S3 hat in seinem Gutachten vom 28.02.2019 (Tag der Untersuchung am
26.02.2019) bei dem KlÃ¤ger chronische depressive Verstimmungen im Sinne einer
Dysthymia diagnostiziert und mit einem Einzel-GdB von 10 bewertet.

T hat in seinem Gutachten vom 04.03.2019 (Tag der Untersuchung am 26.02.2019)
folgende Diagnosen gestellt: Spondylodese C 3 bis C 5 zur Therapie einer Fraktur
des 4. und 5. HWK 2014 mit verbliebener mittelgradiger FunktionseinschrÃ¤nkung
der HWS; beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule
(LWS) ohne aktuelle FunktionsbeeintrÃ¤chtigung oder radikulÃ¤re
Ausfallsymptomatik; endgradige FunktionsÂeinschrÃ¤nkung des linken
Schultergelenks bei radiologisch altersentsprechendem Befund. Die im Bereich der
HWS bestehenden FunktionseinschrÃ¤nkungen seien mittelgradig und bedingten
einen Einzel-GdB von 20. Die gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen des linken
Schultergelenks bedingten maximal einen Einzel-GdB von 10. Unter
BerÃ¼cksichtigung des Ergebnisses der Begutachtung durch S3 bestehe ein
Gesamt-GdB von 20.

Der KlÃ¤ger hat an seiner Klage festgehalten und den Bericht des S und der E, ZfP
Klinikum am W, vom 07.03.2019 Ã¼ber seinen dortigen Aufenthalt vom 01.03.2019
bis zum 08.03.2019 zur Akte gereicht, die bei ihm die Diagnose
AnpassungsstÃ¶rung gestellt hatten. Hiernach sei er wegen Suizidgedanken und
FremdaggressivitÃ¤t zunÃ¤chst fixiert und untergebracht und nach ausreichender
Stabilisierung entlassen worden.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten zu der beabsichtigten Verfahrensweise hat das SG
die Klage mit Gerichtsbescheid vom 13.04.2020 abgewiesen. GestÃ¼tzt auf die
SachverstÃ¤ndigengutachten des S3 und des T hat das SG ausgefÃ¼hrt, der
Gesamt-GdB des KlÃ¤gers sei mit 20 zutreffend bewertet. Etwas Anderes ergebe
sich auch nicht aus dem einmaligen Aufenthalt im Klinikum am W, der angesichts
der deutlichen Besserung bei Entlassung keine dauerhafte GesundheitsstÃ¶rung im
Sinne des Behinderungsbegriffs belege. Zudem hat es in dem Gerichtsbescheid den
Antrag des KlÃ¤gers auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe aus den GrÃ¼nden der
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Hauptsacheentscheidung abgelehnt.

Der KlÃ¤ger hat am 24.04.2020 Berufung zum Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt er im Wesentlichen vor,
bei ihm bestehe eine FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule mit Teilversteifung. Im
HWS-Bereich leide er unter erheblichen BewegungseinschrÃ¤nkungen und dadurch
bedingt unter starken Schmerzen, insbesondere starken Kopfschmerzen. Zudem
liege eine FunktionseinschrÃ¤nkung des linken Schultergelenks vor, die Bewegung
sei nur unter erheblichen Schmerzen mÃ¶glich. Diese BeeintrÃ¤chtigungen
bedingten im Funktionssystem â��Rumpfâ�� einen GdB von mindestens 30. Unter
Verweis auf seinen Aufenthalt im Klinikum am W trÃ¤gt er vor, seine psychischen
Beschwerden seien derart gravierend, dass mitnichten von leichten psychischen
StÃ¶rungen die Rede sein kÃ¶nne. Er leide unter AngstzustÃ¤nden, Konzentrations-
und SchlafstÃ¶rungen. FÃ¼r das Funktionssystem â��Psycheâ�� bestehe ein GdB
von 40.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Heilbronn vom 13.04.2020 aufzuheben und
den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 08.03.2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 30.01.2018 zu verurteilen, bei ihm einen Grad
der Behinderung von 50 seit dem 07.07.2015 festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt den Gerichtsbescheid des SG fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die ergÃ¤nzende, nach Aktenlage verfasste, gutachterliche
Stellungnahme des S3 vom 07.01.2021 eingeholt. Dieser hat angegeben, aus dem
stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers im Klinikum am W ergebe sich keine
Ã�nderung in der Beurteilung zu seinem Gutachten vom 28.02.2019. Eine
Akutverschlechterung des seelischen Befindens rechtfertige keine dauerhafte
Anhebung des GdB.

Mit Beschluss vom 10.05.2021 hat der Senat die unter dem Az. L 3 SB 1533/20 B
gefÃ¼hrte Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe ablehnende Entscheidung des SG zurÃ¼ckgewiesen.

Mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung hat sich der Beklagte, nicht
aber der KlÃ¤ger einverstanden erklÃ¤rt.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG statthafte, nach Â§ 151 SGG form- und
fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist
unbegrÃ¼ndet.
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1. Gegenstand des Berufungsverfahrens ist die Aufhebung des Gerichtsbescheides
des SG vom 13.04.2020 sowie die AbÃ¤nderung des angefochtenen Bescheides des
Beklagten vom 08.03.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
30.01.2018 und die Verpflichtung des Beklagten, bei dem KlÃ¤ger einen GdB von
mindestens 50 festzustellen. Dieses prozessuale Ziel verfolgt der KlÃ¤ger
statthafterweise gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG im Wege der kombinierten
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage. 

2. Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch auf Feststellung eines
hÃ¶heren GdB ist Â§Â 2 Abs. 1 SGB IX in den bis zum 31.12.2017 und ab dem
01.01.2018 geltenden Fassungen in Verbindung mit Â§ 69 SGB IX in den bis zum
29.12.2016 und 31.12.2017 geltenden Fassungen beziehungsweise in Verbindung
mit Â§ 152 Abs. 1 und 3 SGB IX in der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung. Im
Hinblick auf die den vorliegend zu beurteilenden Zeitraum betreffenden
unterschiedlichen Gesetzesfassungen sind diese â�� da Ã�bergangsregelungen
fehlen â�� nach dem Grundsatz anzuwenden, dass die Entstehung und der
Fortbestand des sozialrechtlichen Anspruchs auf Leistungen nach dem Recht zu
beurteilen ist, welches zur Zeit der anspruchsbegrÃ¼ndenden Ereignisse oder
UmstÃ¤nde jeweils gegolten hat (BSG, Urteil vom 16.12.2014, B 9 SB 2/13 R, juris;
BSG, Urteil vom 04.09.2013, B 10 EG 6/12 R, juris; vergleiche StÃ¶lting/Greiser in
SGb 2015, 135-143).

a) Nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung sind
Menschen behindert, wenn ihre kÃ¶rperliche Funktion, geistige FÃ¤higkeit oder
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit lÃ¤nger als sechs Monate von
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher ihre Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft beeintrÃ¤chtigt ist. Nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX in der ab
dem 01.01.2018 geltenden Fassung sind Menschen mit Behinderungen Menschen,
die kÃ¶rperliche, seelische, geistige oder SinnesbeeintrÃ¤chtigungen haben, die sie
in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit
lÃ¤nger als sechs Monate hindern kÃ¶nnen, wobei eine BeeintrÃ¤chtigung in
diesem Sinne vorliegt, wenn der KÃ¶rper- und Gesundheitszustand von dem fÃ¼r
das Lebensalter typischen Zustand abweicht.Â 

b) Nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in der bis zum 29.12.2016 geltenden Fassung
stellen die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)
zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden auf Antrag eines behinderten Menschen in einem
besonderen Verfahren das Vorliegen einer Behinderung und den GdB fest. Nach Â§
69 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung
beziehungsweise nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX in der ab dem 01.01.2018
geltenden Fassung gilt ergÃ¤nzend, dass der GdB zum Zeitpunkt der Antragstellung
festgestellt wird. Als GdB werden dabei nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 4 und 5 SGB IX in
der bis zum 29.12.2016 geltenden Fassung, nach Â§ 69 Abs. 1 Satz 5 und 6 SGB IX
in der bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung beziehungsweise nach Â§ 152 Abs. 1
Satz 5 und 6 SGB IX in der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung die Auswirkungen
auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nach Zehnergraden abgestuft
festgestellt, wobei eine Feststellung hierbei nur dann zu treffen ist, wenn ein GdB
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von wenigstens 20 vorliegt.

Nach Â§ 70 Abs. 2 SGB IX in der bis zum 29.12.2016 geltenden Fassung wird das
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales ermÃ¤chtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates die GrundsÃ¤tze aufzustellen, die fÃ¼r die
medizinische Bewertung des GdB und die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die
Vergabe von Merkzeichen maÃ�gebend sind, die nach Bundesrecht im
Schwerbehindertenausweis einzutragen sind. Nach Â§ 70 Abs. 2 SGB IX in der bis
zum 31.12.2017 geltenden Fassung beziehungsweise nach Â§ 153 Abs. 2 SGB IX in
der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung gilt diese ErmÃ¤chtigung fÃ¼r die
allgemeine â�� also nicht nur fÃ¼r die medizinische â�� Bewertung des GdB und
die Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen sowie auch fÃ¼r die
Kriterien fÃ¼r die Bewertung der Hilflosigkeit. Zwar ist von dieser ErmÃ¤chtigung
noch kein Gebrauch gemacht worden. Indes bestimmt Â§ 159 Abs. 7 SGB IX in der
bis zum 31.12.2017 geltenden Fassung beziehungsweise Â§ 241 Abs. 5 SGB IX in
der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung, dass â�� soweit eine solche Verordnung
nicht erlassen ist â�� die MaÃ�stÃ¤be des Â§Â 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des
Â§ 30 Abs. 17 BVG in der bis zum 30.06.2011 geltenden Fassung beziehungsweise 
Â§ 30 Abs. 16 BVG in der ab dem 01.07.2011 geltenden Fassung erlassenen
Rechtsverordnungen entsprechend gelten. Mithin ist fÃ¼r die konkrete Bewertung
von FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen die ab dem 01.01.2009 an die Stelle der
â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetzâ�� (AHP) getretene
Anlage â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ�� (VG) zu Â§ 2 Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, Â§ 30 Abs. 1 und Â§ 35 Abs. 1 BVG
(VersMedV) vom 10.12.2008 (BGBl. I S. 2412), die durch die Verordnungen vom
01.03.2010 (BGBl. I S. 249), 14.07.2010 (BGBl. I S. 928), 17.12.2010 (BGBl. I S.
2124), 28.10.2011 (BGBl. I S. 2153) und 11.10.2012 (BGBl. I S. 2122) sowie die
Gesetze vom 23.12.2016 (BGBl. I S. 3234) und 12.12.2019 (BGBl. I S. 2652)
geÃ¤ndert worden ist, heranzuziehen. In den VG sind unter anderem die
GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Feststellung des Grades der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) im
Sinne des Â§ 30 Abs. 1 BVG festgelegt worden. Diese sind nach den VG, Teil A, Nr. 2
auch fÃ¼r die Feststellung des GdB maÃ�gebend. Die VG stellen ihrem Inhalt nach
antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten dar. Dabei beruht das fÃ¼r die
Auswirkungen von GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilhabe an der Gesellschaft
relevante MaÃ� nicht allein auf der Anwendung medizinischen Wissens. Vielmehr ist
die Bewertung des GdB auch unter Beachtung der rechtlichen Vorgaben sowie unter
Heranziehung des Sachverstandes anderer Wissenszweige zu entwickeln (BSG,
Urteil vom 17.04.2013, B 9 SB 3/12 R, juris).

c) Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach Â§ 69 Abs. 3 Satz 1 SGB IX in den bis zum 29.12.2016
und 31.12.2017 geltenden Fassungen beziehungsweise nach Â§ 152 Abs. 3 Satz 1
SGB IX in der ab dem 01.01.2018 geltenden Fassung nach den Auswirkungen der
BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Zur Feststellung des GdB werden in
einem ersten Schritt die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen im Sinne von regelwidrigen (von der Norm abweichenden)
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ZustÃ¤nden nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX und die sich daraus ableitenden, fÃ¼r eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung bedeutsamen UmstÃ¤nde festgestellt. In einem zweiten
Schritt sind diese dann den in den VG genannten Funktionssystemen zuzuordnen
und mit einem Einzel-GdB zu bewerten. In einem dritten Schritt ist dann in einer
Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der wechselseitigen Beziehungen der
einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die
Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen ineinander aufgehen (sich
decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder beziehungslos
nebeneinanderstehen (BSG, Urteil vom 17.04.2013, B 9 SB 3/12 R, juris). Nach den
VG, Teil A, Nr. 3 Buchst. c ist bei der Bildung des Gesamt-GdB in der Regel von der
BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten Einzel-GdB auszugehen und sodann im
Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob der
Ausgangswert also wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen um 10, 20
oder mehr Punkte zu erhÃ¶hen ist, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden. Insoweit fÃ¼hren nach den VG, Teil A, Nr. 3 Buchst. d, von
AusnahmefÃ¤llen abgesehen, zusÃ¤tzliche leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur
einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung, die bei der Gesamtbeurteilung berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnte, auch dann nicht, wenn mehrere derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen
nebeneinander bestehen. Auch bei leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit
einem GdB von 20 ist es danach vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche
Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu schlieÃ�en. AuÃ�erdem sind nach
den VG, Teil A, Nr. 3 Buchst. b bei der GesamtwÃ¼rdigung die Auswirkungen mit
denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in der GdB-Tabelle der VG feste Grade
angegeben sind.

Die Bemessung des GdB ist grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe. Dabei hat
insbesondere die Feststellung der nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen unter Heranziehung Ã¤rztlichen Fachwissens zu erfolgen
(BSG, Urteil vom 17.04.2013, B 9 SB 3/12 R, juris).

3. Unter Zugrundelegung der dargestellten GrundsÃ¤tze hat der KlÃ¤ger keinen
Anspruch auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 20.

a) Im Funktionssystem â��Rumpfâ�� bedingen die beim KlÃ¤ger bestehenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen keinen hÃ¶heren Einzel-GdB als 20.

aa) Ausweislich des schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugenden
SachverstÃ¤ndigengutachtens des T bestehen beim KlÃ¤ger im Funktionssystem
â��Rumpfâ�� eine Spondylodese C 3 bis C 5 zur Therapie einer Fraktur des 4. und
5. HWK 2014 mit verbliebener mittelgradiger FunktionseinschrÃ¤nkung der HWS
und eine beginnende degenerative VerschleiÃ�erkrankung der LWS ohne aktuelle
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung oder radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik.

bb) Nach den VG, Teil B, Nr. 18.9 bedingen WirbelsÃ¤ulenschÃ¤den ohne
BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t einen GdB von 0, mit geringen
funktionellen Auswirkungen (Verformung, rezidivierende oder anhaltende
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BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t geringen Grades, seltene und kurz
dauernd auftretende leichte WirbelsÃ¤ulensyndrome) einen GdB von 10, mit
mittelgradigen funktionellen Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt
(Verformung, hÃ¤ufig rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung
oder InstabilitÃ¤t mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Ã¼ber Tage
andauernde WirbelsÃ¤ulensyndrome) einen GdB von 20, mit schweren funktionellen
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkung oder InstabilitÃ¤t
schweren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Wochen andauernde ausgeprÃ¤gte
WirbelsÃ¤ulensyndrome) einen GdB von 30, mit mittelgradigen bis schweren
funktionellen Auswirkungen in zwei WirbelsÃ¤ulenabschnitten einen GdB von 30 bis
40, mit besonders schweren Auswirkungen (z.B. Versteifung groÃ�er Teile der
WirbelsÃ¤ule; anhaltende Ruhigstellung durch Rumpforthese, die drei
WirbelsÃ¤ulenabschnitte umfasst [z.B. Milwaukee-Korsett]; schwere Skoliose [ab ca.
70Â° nach Cobb] einen GdB von 50 bis 70 und bei schwerster Belastungsinsuffizienz
bis zur Geh- und StehunfÃ¤higkeit einen GdB von 80 bis 100.

cc) Die ausweislich der radiologischen Untersuchung korrekt einliegende
Spondylodese C 3 bis C 5 fÃ¼hrt, nachdem eine radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik
nicht besteht, bei einer von T festgestellten Beweglichkeit der HWS fÃ¼r
Seitneigung des Kopfes rechts/links von 20/0/20Â° (NormalmaÃ� 35-45/0/35-45Â°),
einer RotationfÃ¤higkeit von 40/0/40Â° (NormalmaÃ� 70/0/70Â°) und einem Kinn-
Brustbein-Abstand fÃ¼r Beugung von 5 cm (NormalmaÃ� 0 cm) sowie fÃ¼r
Streckung von 18 cm (NormalmaÃ� 21 cm) zu mittelgradigen funktionellen
EinschrÃ¤nkungen.

Die von T radiologisch festgestellten degenerativen VerÃ¤nderungen der LWS in
Gestalt einer mittelgradig ausgeprÃ¤gten Spondylarthrose, einer mittelgradigen
Zunahme einer Osteochondrose, einer geringgradig ausgeprÃ¤gten Spondylose und
einer BandscheibenfachhÃ¶henminderung um 25% in HÃ¶he des
Bandscheibenfachs L5/S1 fÃ¼hren bei einer LWS-Beweglichkeit fÃ¼r
Rumpfseitneigung von 40/0/40Â°, Rumpfrotation von 40/0/40Â° und einem Zeichen
nach Schober bei 10/15 cm, was jeweils der Normalbeweglichkeit entspricht, nicht
zu funktionellen EinschrÃ¤nkungen. Eine radikulÃ¤re Ausfallsymptomatik hat auch
an der LWS nicht bestanden.

dd) Damit liegen beim KlÃ¤ger mittelgradige funktionelle Auswirkungen in einem
WirbelsÃ¤ulenabschnitt vor, die der Beklagte zutreffend mit einem Einzel-GdB von
20 bewertet hat.

b) Im Funktionssystem â��Armeâ�� liegen keine funktionellen EinschrÃ¤nkungen
vor, die einen hÃ¶heren Einzel-GdB als 10 bedingen.

aa) Ob beim KlÃ¤ger in diagnostischer Hinsicht tatsÃ¤chlich wie von P in seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage vom 23.10.2018 angegeben ein chronisches
Impingementsyndrom subacromialis der linken Schulter besteht, was T anhand der
von ihm durchgefÃ¼hrten radiologischen Befunderhebung nicht bestÃ¤tigen
konnte, kann im Ergebnis dahinstehen. Denn fÃ¼r die GdB-Bewertung sind allein
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die funktionellen EinschrÃ¤nkungen relevant (LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil
vom 22.02.2018 â�� L 6 SB 4718/16, juris Rn. 43).

bb) Nach den VG, Teil B, Nr. 18.13 sind BewegungseinschrÃ¤nkungen des
Schultergelenks (einschlieÃ�lich SchultergÃ¼rtel) bei einer Armhebung nur bis zu
120Â° mit entsprechender EinschrÃ¤nkung der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit mit
einem GdB von 10 und bei einer Armhebung nur bis zu 90Â° mit entsprechender
EinschrÃ¤nkung der Dreh- und SpreizfÃ¤higkeit mit einem GdB von 20 zu bewerten.

cc) Ausweislich der von T durchgefÃ¼hrten BeweglichkeitsprÃ¼fung hat beim
KlÃ¤ger in Bezug auf die linke Schulter eine Beweglichkeit fÃ¼r Arm
rÃ¼ckwÃ¤rts/vorwÃ¤rts Heben von 40/0/170Â° (NormalmaÃ� 40/0/150-170Â°),
fÃ¼r Arm seitwÃ¤rts/kÃ¶rperwÃ¤rts Heben von 130/0/40Â° (NormalmaÃ�
180/0/40Â°) und fÃ¼r Arm auswÃ¤rts/einwÃ¤rts Drehen mit anliegendem Oberarm
von 60/0/90Â° (NormalmaÃ� 40-60/0/90Â°) bestanden. Damit liegt nur fÃ¼r die
SeitwÃ¤rtshebung eine endgradig eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit vor. Funktionelle
Folgen der durch die MRT-Untersuchung am 13.08.2015 diagnostizierten
Partialruptur der SSP (vorderer SehnenzÃ¼gel) sowie medialen Luxation der langen
Bicepssehne mit Teilruptur der Subscapularissehne mit geringer FlÃ¼ssigkeit im
Rotatorenintervall (Pulley-LÃ¤sion) lassen sich nicht feststellen. Vor diesem
Hintergrund kommt ein hÃ¶herer GdB als 10 keinesfalls in Betracht, worauf auch T
zutreffend hingewiesen hat.

c) Die im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� bestehenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen hat der Beklagte mit einem Einzel-GdB von 10
zutreffend erfasst.

aa) Ausweislich des schlÃ¼ssigen und Ã¼berzeugenden
SachverstÃ¤ndigengutachtens des S3 vom 28.02.2019 und dessen ergÃ¤nzender
gutachterlichen Stellungnahme vom 07.01.2021 besteht beim KlÃ¤ger in diesem
Funktionssystem eine chronische depressive Verstimmung im Sinne einer
Dysthymia. Die mit dieser GesundheitsstÃ¶rung einhergehenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen begrÃ¼nden keinen hÃ¶heren GdB als 10.

bb) Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 sind leichtere psychovegetative oder psychische
StÃ¶rungen mit einem GdB von 0 bis 20, stÃ¤rker behindernde StÃ¶rungen mit
wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.B.
ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische
StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) mit
einem GdB von 30 bis 40 und schwere StÃ¶rungen (z.B. schwere Zwangskrankheit)
mit mittelgradigen sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit einem GdB von 50 bis
70 und mit schweren sozialen Anpassungsschwierigkeiten mit einem GdB von 80 bis
100 zu bewerten.

cc) Die von S3 diagnostizierte chronische depressive Verstimmung im Sinne einer
Dysthymia ist eine leichtere psychische StÃ¶rung im Sinne der VG, Teil B, Nr. 3.7.
Dies entnimmt der Senat dem SachverstÃ¤ndigengutachten des S3. Der hiernach
erhobene Befund zeigt nur leichtere EinschrÃ¤nkungen: Der KlÃ¤ger hat weder eine
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Antriebsminderung noch eine psychomotorische Hemmung gezeigt. Er ist geistig
gut flexibel gewesen. Er hat in der Grundstimmung ausgeglichen gewirkt und ist nur
themenbezogen niedergestimmt gewesen. Eine tiefgehende oder vitale depressive
Stimmungslage hat nicht bestanden. Auch hat S3 weder kognitive noch mnestische
Defizite erhoben und auch keinen Anhalt fÃ¼r eine hirnorganisch bedingte
psychische Symptomatik festgestellt. Diesem nur geringgradigen Befund entspricht
auch der Umstand, dass der KlÃ¤ger seit Beendigung der psychotherapeutischen
Sitzungen bei S1 am 02.02.2017 keine Richtlinien-Psychotherapie mehr
durchfÃ¼hrt, sondern nur einmal monatlich G konsultiert.

Soweit der KlÃ¤ger im Rahmen der Begutachtung gegenÃ¼ber S3 angegeben hat,
etwa zweimal im Monat leide er fÃ¼r drei bis fÃ¼nf Tage unter Depressionen,
wÃ¤hrend derer er im Bett liege und nicht esse fÃ¼hrt dies zu keiner anderen
Bewertung. In Bezug auf diese Einlassung hat S3 ausgefÃ¼hrt, es sei nicht
plausibel, dass entsprechende depressive Episoden nur fÃ¼r so kurze Zeit und in
der angegebenen RegelmÃ¤Ã�igkeit auftrÃ¤ten. Diese EinschÃ¤tzung hÃ¤lt der
Senat fÃ¼r schlÃ¼ssig und nachvollziehbar und legt sie seiner eigenen
Urteilsbildung zugrunde.

Dass der KlÃ¤ger neben der von S3 diagnostizierten Dysthymia noch an
schwerergradigen psychischen Erkrankungen leidet, konnte der Senat nicht
feststellen. Soweit S1 in ihrem Schreiben vom 16.09.2017 die Diagnose einer PTBS
und G in ihrer sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage eine PTBS als Verdachtsdiagnose
angegeben haben, hÃ¤lt der Senat dies, gestÃ¼tzt auf das Gutachten des S3, nicht
fÃ¼r Ã¼berzeugend. Dies folgt daraus, dass S3 das Vorliegen der Diagnosekriterien
der PTBS weder fÃ¼r den Zeitpunkt der Begutachtung noch fÃ¼r die Vergangenheit
hat feststellen kÃ¶nnen und solche auch nicht von den Behandlerinnen mitgeteilt
worden sind. Ebenso wenig lÃ¤sst sich das Vorliegen der von G diagnostizierten
rezidivierenden depressiven StÃ¶rung mit mittelgradiger Episode feststellen. Auch
insoweit stÃ¼tzt sich der Senat auf das Gutachten des S3, demzufolge eine
relevante depressive StÃ¶rung nicht vorgelegen hat, weil die drei Hauptsymptome
der Depression in Gestalt eines depressiven Affektes, eines Interessenverlusts und
einer Antriebsminderung nicht im Vollbild vorgelegen haben. Dies ist angesichts des
oben dargestellten, nur gering beeintrÃ¤chtigenden psychischen Befundes
nachvollziehbar und Ã¼berzeugend.

Aus dem vom KlÃ¤ger im Rahmen des erstinstanzlichen Verfahrens vorgelegten, im
Wege des Urkundsbeweises verwerteten Befundbericht des S4 und der E des ZfP,
Klinikum am W vom 07.03.2019 Ã¼ber den dortigen stationÃ¤ren Aufenthalt des
KlÃ¤gers vom 01.03.2019 bis zum 08.03.2019 ergibt sich keine GdB-relevante
Verschlechterung. Eine solche setzt nach Â§ 2 Abs.1 Satz 1 SGB IX (vgl. auch VG,
Teil A, Nr. 2 f) eine Ã¼ber einen Zeitraum von mehr als sechs Monaten sich
erstreckende GesundheitsstÃ¶rung voraus. Zwar hat ausweislich dieses
Befundberichts am Aufnahmetag im Klinikum am W ein im Vergleich zur
Gutachtensituation beiÂ  S3 deutlich verschlechterter psychischer Befund
bestanden: Vor dem Hintergrund akuter finanzieller Probleme hat der KlÃ¤ger sich
leicht reizbar gezeigt und von fremd- und autoagressiven Gedanken berichtet. Er ist
deprimiert, wÃ¼tend, psychomotorisch deutlich angespannt und im Antrieb
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reduziert gewesen. Konzentration, MerkfÃ¤higkeit und GedÃ¤chtnis waren
beeintrÃ¤chtigt. Bereits am Folgetag hat sich der KlÃ¤ger aber wieder deutlich
ruhiger gezeigt. Am Entlassungstag ist er stabilisiert gewesen und Anhalt fÃ¼r
FremdgefÃ¤hrdung oder akute SuizidalitÃ¤t hat nicht mehr bestanden. Eine
dauerhafte Verschlechterung des psychischen Gesundheitszustandes kann dem
Bericht damit nicht entnommen werden. Weitere Behandlungen sind seitdem nicht
ersichtlich. Dem entsprechend hat auch S3 in der nach Aktenlage erstellten
ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 07.01.2021 die Exacerbation
vom 01.03.2019 als Akutereignis qualifiziert, die als Reaktion auf eine akute
Belastung (Geldsorgen) eingetreten ist und sich in den Folgetagen wieder gebessert
hat. Unter BerÃ¼cksichtigung einer LÃ¤ngsschnittbetrachtung hat S3 das
psychische Leiden weiterhin als leichtgradig eingeordnet und eine GdB-relevante
Verschlechterung verneint. Dieser Ã¼berzeugenden EinschÃ¤tzung schlieÃ�t sich
der Senat an und legt sie der eigenen Urteilsbildung zugrunde.

d) Den Gesamt-GdB hat der Beklagte zutreffend mit 20 festgestellt. Ausgehend von
einem Einzel-GdB von 20 fÃ¼r das Funktionssystem â��Rumpfâ�� wirken sich die
beiden Einzel-GdB von jeweils 10 fÃ¼r die Funktionssysteme â��Armeâ�� und
â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� nicht erhÃ¶hend aus.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

5. Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der GrÃ¼nde des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG gegeben ist.

Erstellt am: 28.06.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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